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CDU/CSU erhebt 
Verfassungsklage 
Seit 1981 mißachten Regierung und Koalition 
ln ihrer Haushaltswirtschaft die Grenze, die 
die Verfassung für die Schuldenaufnahmen 
des Bundes festgelegt hat. Die finanzpoliti- 
sche Lage ist dabei von der Bundesregierung 
Jeweils zunächst beschönigend dargestellt 
worden. Die harte Wirklichkeit erzwang und 
erzwingt immer neue Änderungen zum 
Schlechteren. 

bereits in wenigen Jahren ist der Zeitpunkt erreicht, 
in dem neu aufgenommene Kredite noch nicht einmal 
^ann zur Deckung der Zinsen ausreichen, wenn die 
durch das Grundgesetz festgelegte Obergrenze ( = 
Summe der Investitionen) auf Dauer voll ausge- 
topft wird. 
D'e CDU/CSU ist nicht länger bereit, die unvertretba- 
re Vorbelastung künftiger Generationen und den sich 
'•Timer bedrohlicher beschleunigenden Verlust der fi- 
nanzpolitischen Handlungsfähigkeit des Staates 
dlJrch Zins- und Tilgungsleistungen hinzunehmen. 
D'e CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat deshalb nach 
sorgfältiger Prüfung beschlossen, in einem Normen- 
tantrollverfahren beim Bundesverfassungsgericht 
wegen der Unvereinbarkeit der Kreditermächtigung 
des Haushaltsgesetzes 1981 mit Art. 115 des Grund- 
9esetzes Klage zu erheben. Hierzu der finanzpoliti- 
sche Sprecher, Hansjörg Häfele: 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Seit Herbst 1981 hat sich eine fünfköpfige 
Kommission unter Vorsitz von MdB Dr. 
Manfred Langner mit dieser Frage befaßt 
und die Professoren Dr. Karl-Heinrich 
Friauf, Direktor des Instituts für Staats- 
recht an der Universität Köln, und Dr. Paul 
Kirchhof, Direktor des Instituts für Finanz- 
und Steuerrecht der Universität Heidel- 
berg, mit der Erstattung von Rechtsgut- 
achten beauftragt. Beide Wissenschaftler 
sind unabhängig voneinander zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß für das Jahr 1981 
die Überschreitung der Verschuldungs- 
obergrenze gegen Art. 115 des Grundge- 
setzes verstößt und auch durch die Aus- 

nahmeregelung der Verfassung nicht Qe' 
deckt ist. 
Mit der Klage wird zunächst die Krediter- 
mächtigung des Haushalts 1981 angf' 
fochten. Auch der Bundeshaushalt 19° 
wird in der Fassung des Regierungsent' 
wurfs des Nachtrages die Verfassung5' 
rechtlich festgelegte Verschuldungsober' 
grenze überschreiten. Sollte der Entwurf 
in dieser Fassung Gesetz werden, bleiD 
entsprechende Klageerweiterung vorbe- 
halten. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unter- 
streicht mit dieser Klage ihren Willen, d'e 

notwendige Wende in der Finanzpolitik m' 
allen ihr zur Verüfung stehenden rechts- 
staatlichen Möglichkeiten durchzusetzen- 

Kredit- und Investitionsentwicklung 1981/82 
1981 

Entwurf 
(Dez. 80) 

Soll 
(Juni 81) Ist Fin.-Plan 

(Dez. 80) 

1982 

Entwurf 
(Sept. 81] 

Soll 
(Jan. 82) 

Nachtrag 
(Juni 82) 

I.Kredite (netto) 
2. Bundesbankgewinn 
3. Investitionen 
(brutto) 

27,4 
1,7 

31,3 

33,8 
2,3 

31,9 

37,4 
2,3 

30,5 

26,0 

32,2 

26,5 
6,1 

33,1 

26,8 
10,5 

32,4 

33,9 
10,5 

32,6 

Gegenüberstellung der Eckzahlen 1969 bis 1985 

1969 1973 1977 1981 1982 1983 1984 1985 

Ist Nach- 
trag Finanzplan s It') 

1. Kredite 
brutto 8,5 8,3 36,8 85,8 76,9 66,6 67,2 63,4 
netto -') 2,7 21,7 37,4 33,9 25,8 24,5 17,5 
2. Investitionen 14,0 22,9 23,8 30,5 32,6 33,1 33,1 33,0 
3. Zinsen 2,5 3,7 9,0 18,6 23,4 27,0 29,2 31,2 
4. Tilgung 9,9 5,6 15,0 48,4 43,1 40,8 42,7 45,9 
5. Schuldendienst 
(=4 + 5) 12,4 9,3 24,0 67,0 66,5 67,8 71,9 77,1 
6. Schuldenstand 
(Jahresende) 45 57 148 269 303 329 353 371 

) Stand: Sept. 1981; enthält also nicht die erhöhten Kreditaufnahmen 1981 ff. und die dafür zu 
• zahlenden Zinsen. 
) 1969 = Nettoschuldentilgung von 1,35 Mrd. DM. 
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Alfred Dregger: Jetzt hat in Hessen 
der Wähler das Wort 
*Ur Koalitionsaussage der hessischen FDP erklärt der Landesvorsitzende 
der CDU in Hessen, Alfred Dregger, MdB: 
U'6 hessische FDP hat am 17. Juni in Darmstadt die Konsequenzen aus den aufge- 
suchten sachpolitischen Gemeinsamkeiten zwischen der SPD und den Liberalen in 
^essen gezogen. Eine SPD/FDP-Koalition kann der Massenarbeitslosigkeit nicht wirk- 
**n\ begegnen, weil ihre Partner in der Wirtschafts- und Finanzpolitik völlig unterschied- 
ene Wege gehen wollen. 
Dürch ihre Koalitionsaussage zugunsten der CDU in Hessen leitet die FDP die Trennung 
k°n einem Partner ein, mit dem nur eine Politik möglich gewesen ist, die zu Massenar- 

e'tslosigkeit, leergeräumten Staatskassen und Zukunftsangst geführt hat. Diese Fest- 
steHung gilt um so mehr, als der hessische SPD-Vorsitzende Börner in völliger Verken- 
jJUr,g der Ursachen der Krise diese durch die Propagierung arbeitsplatzvernichtender 
^euererhöhungen noch verschärft. 
D.a9egen stimmen CDU und FDP in der Überzeugung überein, daß es jetzt gilt, die rui- 
nierten Staatsfinanzen zu konsolidieren und die verlorengegangene Vollbeschäftigung 
SUrch eine konsequente Politik der Sozialen Marktwirtschaft wiederzugewinnen. Diese 

bereinstimmung in der wichtigsten Aufgabe der 80er Jahre ist eine tragfähige Grundla- 
9e für eine harmonische Zusammenarbeit. Als Koalitionspartner wird die CDU fair, kom- 
pr°mißbereit und zuverlässig sein. 
^ 'st im übrigen selbstverständlich, daß die hessische CDU die Loyalitätspflichten der 
tischen FDP gegenüber ihrer in einer anderen Koalition stehenden Bundespartei voll 
resPektiert Die Praxis der CDU/CSU-Regierung des Saarlandes könnte dafür Vorbild 
sein. 

Nachdem die politischen Parteien ihre Ausgangspositionen bezogen haben, hat jetzt 
der Wähler das Wort. Nur er kann den demokratischen Wechsel herbeiführen. Auf die- 
Ses Wählervotum lege ich den größten Wert. 
D'e SPD hat sich in über 35 Jahren Regierungsverantwortung erschöpft. Sie ist zerstrit- 
ter< und duldet ihren Vorsitzenden mehr als sie ihn trägt. Die hessische CDU hat sich 
Unter meiner Führung in 15jähriger Arbeit erneuert. Seit acht Jahren ist sie die stärkste 
Sektion des hessischen Landtages. Sie ist einig, solidarisch und voll handlungsfähig. 
^s spricht alles dafür, ihr am 26. September 1982 die Führung der Regierungsgeschäfte 
ar,stelle der SPD zu überlassen. 

Generalsekretär Heiner Geißler erklärte: 
°Urch die Entscheidung der FDP in Hessen für eine Koalition mit der CDU stellt sich 
auch die Frage nach dem politischen Schicksal der Koalition in Bonn. Die tiefgreifenden 
^einungsunterschiede in den wichtigsten nationalen Fragen und die Atmosphäre von 
Mißtrauen, Verwirrung und gegenseitigen Vorwürfen in der SPD/FDP-Koalition lähmen 
die Handlungsfähigkeit der Bundesregierung und haben unser Land an den Rand einer 
^aatskrise gebracht. Es wäre ein Unglück für die Bundesrepublik Deutschland, wenn 
d'ese Koalition in Bonn weiterregieren würde. (Fortsetzung Seite 4) 
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POLEN 

„Solidarnosc" 
fühlt sich durch die 
SPD verraten 
„Solidarnosc", die Unabhängige pol- 
nische Gewerkschaft, hat ein Infor- 
mations- und Koordinationsbüro für 
die Bundesrepublik Deutschland in 
Bremen eröffnet, in dem von derzeit 
außerhalb der Volksrepublik Polen 
lebenden Funktionären die gewerk- 
schaftliche Tätigkeit wiederaufgeno- 
men worden ist. Nach einer Kontakt- 
aufnähme mit diesem Büro berichtet 
Ottfried Hennig (CDU), Mitglied des 
Auswärtigen Ausschusses des Deut- 
schen Bundestages. 

Ich mußte feststellen, daß die Aktivität 
des Büros durch ungünstige Stellung- 

nahmen einiger Politiker erschwert wird. 
Auf meine Frage, um welche Politiker es 
sich dabei handele, war die Antwort ganz 
klar: „Um alle Spitzenpolitiker der SPD, 

die eine sehr gemäßigte Politik mit dem 
Osten treiben." Die Angst dieser Sozialde- 
mokraten „vor den mächtigen Gendarme 
im Osten" lähme heute ihren politischen 
Einsatz für Polen, aber auch für die DDP' 
Ungarn, die Tschechoslowakei und nicn 
zuletzt für Afghanistan. Die Funktionäre 
der „Solidarität" im Ostblock wissen ganZ 

genau, daß sie sich in ihrem Kampf ^ 
Freiheit und Demokratie auf diese SPD' 
Politiker nicht verlassen können. 
Diese Klage von Leuten, die es wissen 
müssen, ist gleichzeitig eine heftige AH' 
klage gegen die Appeasement-Politik de 
SPD. Es klingt fast resigniert, wenn Hen- 
ryk Jagielski schreibt: „Wir sind keine P°"' 
tiker. Aber wir kennen das listige Treiben 
der Sowjets sehr gut, die wir als die be- 
sten und schlauesten politischen Genies 
anerkennen." 
Die SPD sollte erkennen, wie weit sie ge- 
kommen und wie tief sie gesunken ist. Die 
unabhängige polnische Gewerkschaf1 

„Solidarität" hält jedenfalls von ihr 9ar 

nichts mehr. Die SPD ihrerseits ist unfähig 
zu erkennen, daß das Schicksal der Deut- 
schen und der Polen miteinander verbun- 
den ist, weil beide unter der willkürlichen 
Teilung Europas leiden. 

(Fortsetzung von Seite 3) 

Die hessische FDP-Entscheidung zugunsten einer Koalition mit der CDU bringt einen 
großen Vorteil für die weitere demokratische Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Durch die Entscheidung der FDP sind die erstarrten koalitionspolitischen 
Fronten aufgebrochen. Es besteht in Zukunft wieder die demokratische Chance, daß die 
Partei, die die Wahl gewinnt, auch die Regierung bilden kann. 

Die politische Krise in Bonn wie auch in Hessen ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, 
daß sowohl in Bonn wie auch in Wiesbaden die wählerstärkste Partei durch eine Nega- 
tivkoalition von der Regierung ausgeschlossen wurde. 

Mit dieser Entscheidung kehrt die FDP wieder zu dem demokratischen Verhalten zu- 
rück, das ihre Koalitionsentscheidung in den 50er und 60er Jahren in der Regel gepräg1 

hat, nämlich regierungsfähige Mehrheiten im Interesse des Landes dadurch zu ermög'1' 
chen, daß sie eine Koalition mit der stärksten Partei eingegangen ist. Diese Entwicklung 
ist im Interesse der Regierungsfähigkeit und der Funktionsfähigkeit unserer demokrati- 
schen Institutionen zu begrüßen. 
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• ABRÜSTUNG 

Moskau behält sich Ersteinsatz 
konventioneller Waffen weiter vor 
"ei" von Breschnew durch Gromyko 
vor der UNO-Abrüstungskonferenz 
Erkundete Verzicht der Sowjetunion 
jjuf den Ersteinsatz atomarer Waffen 
t>esagt im Klartext, daß sich Moskau 
nach wie vor den Ersteinsatz kon- 
ventioneller Waffen vorbehält, stellt 
j;er außenpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Alois 
Wertes fest. 

Der sowjetische Ersteinsatz nichtato- 
marer Waffen gegen Staaten der Drit- 

ten Welt — z. B. Afghanistan 1979 — und 
9e9en Mitglieder des Warschauer Pakts 
-~~ 2. B. gegen die CSSR 1968 —, vor al- 
ern aber der ständige Ausbau der vielfa- 
Cnen konventionellen Übermacht der So- 
wjetunion in Europa beweisen, daß Mos- 
kau von diesem Vorbehalt ablenken will; 
selbstverständlich auch von seiner bereits 
gestehenden Überlegenheit auf dem Ge- 
riet der auf Westeuropa gerichteten Mit- 
telstreckenwaffen, die als Hegemonialwaf- 
fen Westeuropa schrittweise gefügig ma- 
c^en sollen. 
D'e CDU/CSU teilt Wort für Wort die von 
Bundeskanzler Helmut Schmidt am 14. Ju- 
ni 1982 vor der UNO vertretene Auffas- 
Sur»g, die auch die Antwort auf den neuen 
Propagandistischen Schachzug Moskaus 
v°m 15. Juni 1982 darstellt: 
»Das wichtigste Instrument der Friedens- 
Politik ist der Gewaltverzicht. Wir alle müs- 
sen gemeinsam darauf bestehen, daß das 
Gewaltverbot so umfassend gilt, wie es in 
der Charta der Vereinten Nationen festge- 
legt ist. 

Die 16 Partner des westlichen Bündnisses 
haben in Bonn erneut bekräftigt, daß kei- 
ne ihrer Waffen jemals eingesetzt wird, es 
sei denn als Antwort auf einen Angriff. Da- 
mit ist die zentrale Aussage der Charta 
der Vereinten Nationen bekräftigt: Das 
Verbot der Anwendung oder Anordnung 
von Gewalt und das Recht auf Selbstver- 
teidigung. Das Gewaltverbot ächtet jeden 
Krieg; es gilt für den Einsatz aller Waffen. 
Nicht nur atomare Waffen, auch konven- 
tionelle Waffen haben heute eine unvor- 
stellbare Zerstörungskraft. 
Wer das umfassende Verbot der Gewalt- 
anwendung auf den Ersteinsatz bestimm- 
ter Waffen konzentrieren will, der scheint 
zu sagen, daß es andere Kriege geben 
kann. Damit dürfen wir uns nicht abfinden: 
Es gibt keinen .gerechten Krieg'; erlaubt 
ist nur die Verteidigung gegen fremden 
Angriff." 
Wenn Egon Bahr einen geschickten so- 
wjetischen Trick, der eindeutig auf die 
Zerstörung der Glaubwürdigkeit der ame- 
rikanischen Sicherheitsgarantie für Euro- 
pa abzielt, als sowjetische Vorleistung be- 
wertet, so ist dies ein Dolchstoß in den 
Rücken der Friedenspolitik des Atlanti- 
schen Bündnisses (und dabei auch der 
Bundesregierung). Dessen Strategie dient 
einem einzigen Ziel: Durch glaubwürdige 
Abschreckung jeden Krieg — ob konven- 
tionell, atomar oder chemisch — zu verhü- 
ten. Wir wollen auf deutschem Boden we- 
der ein atomares Hiroshima Nr. 2 noch ein 
konventionelles Berlin Nr. 2. 
Zu diesen Zielen des Westens steht die 
CDU/CSU ohne Wenn und Aber. 
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BUNDESWEHR 

Versäumnisse 
der Bundesregierung 
haben der Einsatz- 
fähigkeit schweren 
Schaden zugefügt 
Der Bericht der Langzeitkommis- 
sion, den der Verteidigungsminister 
jetzt der Presse übergab — der Ver- 
teidigungsausschuß des Deutschen 
Bundestages erhielt ihn anschlie- 
ßend —i bringt Erkenntnisse, die in 
den einzelnen Teilbereichen den 
Fachleuten — und natürlich auch 
dem Minister — seit längerem 
bekannt sind, erklärt Peter Kurt 
Würzbach, Vorsitzender der Arbeits- 
gruppe Verteidigungspolitik der 
CDU/CSU-Fraktion. 

Die Vorgaben und der Rahmen, den die 
Kommission zugrunde zu legen hatte, 

gehen davon aus, daß diese Bundesregie- 
rung nicht bereit ist, die erforderlichen 
Mittel zur Verfügung zu stellen, die benö- 
tigt werden, um die personelle und mate- 
rielle Einsatzbereitschaft auch in den 90er 
Jahren noch zu sichern. Vielmehr bedeu- 
ten die Erkenntnisse des Berichts, daß 
zum Beispiel weite Bereiche des Betrie- 
bes der Bundeswehr bereits in zwei Jah- 
ren stillgelegt werden müßten und daß die 
Bundeswehr in erheblichem Umfang 
schon ab 1983/84 bereits abgeschlossene 
Lieferverträge brechen muß — wenn sie 
nicht mehr Mittel erhält oder der Auftrag 
geändert würde. Die besonders für die 
Truppe gravierenden Folgen werden sein, 
daß wichtiges „Peripheriegerät'', wie 
Funkgeräte, Führungssysteme, Bewaff- 
nungen und Munition, wegfallen würden. 

Die Folge sind Standschäden für das M** 
terial und weiterer Frust für die Soldaten- 
Diese Entwicklung war für den Verteid'' 
gungsminister seit langem vorauszuse- 
hen, da er zum Beispiel durch den Gene' 
ralinspekteur bereits 1979 über Kürzun- 
gen, Streichungen und Streckungen v°*\ 
weit über zehn Milliarden Mark informier 
worden war und auch der Planungssta" 
seines Ministeriums in der Studie vom 
September 1980 auf diese Entwicklungen 
frühzeitig hingewiesen hat. Hier liegen a'' 
so schon seit vielen Jahren schwer nach- 
wirkende Versäumnisse durch die Bun' 
desregierung vor. 
Die Regierung hat die Bundeswehr schon 
seit Jahren mit ihren Problemen allein ge' 
lassen und wider besseren Wissens neue 
Probleme aufgeladen, die heute an die 
Substanz unserer gemeinsamen Sicher- 
heit und die des gesamten Bündnisses 
gehen. Bisher hatte die Bundesregierung. 

„Ein anderes Volk wählen" 
„Bisher ist der SPD in Hamburg seit dem 
6. Juni nur der Ruf nach Neuwahlen einge- 
fallen. Wäre es da nicht doch einfacher, 
die Regierung löste das Volk auf und 
wählte ein anderes? Bert Brecht, die Lö- 
sung (aus: Buchower Elegien)." 

Chefredakteur Peter Koch, 
„Stern", 16. Juni 1982 

keinen Mut, auch nur eine Maßnahme ein- 
zuleiten, die zur grundlegenden Lösung 
auch nur eines Problems aus dem Bericht 
der Langzeitkommission erforderlich wä- 
re. Heute hat sie auch keine Kraft mehr. 
Im Gegenteil: Auch einfachste Maßnah- 
men werden — obwohl nötig — verscho- 
ben — ins nächste Jahr und über den 
Zeitpunkt der nächsten Wahlen hinaus- 
Den Schaden, der immer schwerer zu re- 
parieren sein wird, haben wir alle zu be- 
zahlen. 
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• ENERGIE 

Das Sparprogramm für Heizenergie 
touß umstrukturiert werden 
Seit mehr als einem Jahr liegt ein 
Antrag der CDU/CSU-Bundestags- 
raktion auf dem Tisch, das seit 1978 
Rufende Programm zur Förderung 
neizenergiesparender Maßnahmen 
Umzustrukturieren und über den 
Ursprünglich beabsichtigten Zeitrah- 
^en hinaus fortzuführen. 

Die bisherigen Erfolgsmeldungen über 
den Rückgang des Ölverbrauchs dür- 

fen nicht zu einer verhängnisvollen Fehl- 
e'nschätzung führen, stellt MdB Dietmar 
Kansy fest. Der begrüßenswerte Rück- 
9ang des Primärenergieverbrauchs von 
14% und des Ölverbrauchs von 22% in 
den Jahren 1980 und 1981 liegt in einer 
*eit wirtschaftlichen Niedergangs und zu- 
nehmender Arbeitslosigkeit. Die interna- 
tionale Energieagentur schätzt, daß der 
Rückgang des Weltölverbrauchs zur Hälf- 
te nur auf die Wirtschaftsrezession zu- 
rückzuführen ist. 

^ir müssen deshalb unbeirrt in dem Be- 
mühen fortfahren, das Öl zu ersetzen, und 
2War soweit wie irgend möglich durch 
Sparen, aber auch durch andere uns zur 
Verfügung stehenden Energieträger, ins- 
besondere die Kernenergie. Da 35% des 
9esamten Mineralöls in den Haushalten 
verbraucht wird, und zwar über 80% für 
Heizung, liegt hier das größte Einsparpo- 
tential. Andererseits sind die bisherigen 
Förderungsgrundsätze überholt. 

Sei vielen modernen Energietechnologien, 
We Wärmepumpen oder Solarkollektoren, 
bei Anschlüssen ans Fernwärmenetz oder 
bei Wärmerückgewinnungsanlagen, ist die 

Wirtschaftlichkeit für den Verbraucher 
heute noch nicht gegeben. Hier sollte die 
öffentliche Hand für eine Übergangszeit 
nicht nur weiter, sondern verstärkt för- 
dern, um die Marktschwelle zu überwin- 
den. Das ist auch ordnungspolitisch ver- 
nünftig. 
Unvernünftig wäre es dagegen, Vorstel- 
lungen in der SPD zu folgen, Anreize zur 
Investition in rationelle Energienutzung 
aus der Anhebung des Energiepreises 
über das Weltniveau hinaus steuerpoli- 
tisch erzwingen zu wollen. 
In ihrem Antrag fordert die CDU/CSU- 
Fraktion die Anhebung der bisherigen 
Obergrenzen der förderungsfähigen Inve- 
stitionskosten von 12 000 DM auf etwa 
25 000 DM sowie die Erhöhung der Ab- 
schreibungssätze auf mindestens 30% im 
ersten Jahr und 10% in den weiteren Jah- 
ren. Die steuerliche Förderung soll Vor- 
rang haben; die Zuschußförderung an Ein- 
kommensgrenzen gebunden werden. Die 
jährlichen Gesamtkosten des Programms 
sollten durch Wegfall der Förderung von 
Wärmedämmaßnahmen von heute rund 
900 Millionen auf 300 Millionen DM für 
Bund und Länder gemeinsam reduziert 
werden. 
Die CDU/CSU fordert die Bundesregie- 
rung auf, die Verhandlungen mit den Län- 
dern nunmehr schnell zum Abschluß zu 
bringen. Eine schnelle Einigung dürfte er- 
reichbar sein, wenn man den Ländern 
möglichst großen Spielraum gibt, ihren 
besonderen Bedingungen Rechnung zu 
tragen und auf eine neue gesetzliche Re- 
gelung verzichtet. 
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VERFASSUNGSFEINDE 

Die Treuepflicht im öffentlichen 
Dienst ist nicht teilbar 
Die Bundesregierung hat am 16. Juni 
1982 im Kabinett einen Gesetzent- 
wurf verabschiedet, der den Verfas- 
sungsgrundsatz der Treuepflicht des 
Beamten weitgehend aushöhlt, er- 
klärten der innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Carl-Dieter Spranger; und der Ob- 
mann der Union im Innenausschuß 
des Deutschen Bundestages, Karl 
Miltner. Die Bundesregierung will die 
bisherige Rechtslage auf dem Ge- 
biet des Beamtenrechts und damit 
auch die Rechtsprechung dahinge- 
hend verändern, daß künftig ein gro- 
ßer Teil der politischen Extremisten 
wie Kommunisten und Neonazis im 
öffentlichen Dienst verbleiben kann. 

Dazu sieht der Gesetzentwurf vor, daß 
bei der Bewertung des außerdienstli- 

chen Verhaltens die speziellen Aufgaben 
des Beamten berücksichtigt werden sol- 
len, um auf diese Weise von einem Dienst- 
vergehen mit den entsprechenden Folgen 
wie Dienstentfernung absehen zu können. 
Der Gesetzentwurf verstößt eindeutig ge- 
gen das Grundgesetz und die Beamtenge- 
setze. 

Das Bundesverfassungsgericht hat genau 
das, was nunmehr der Gesetzentwurf will, 
nämlich die Differenzierung nach Funktio- 
nen beim Beamten, ausdrücklich als unzu- 
lässig erklärt. In den tragenden Gründen 
der Entscheidung vom 22. Mai 1975 heißt 
es, daß jedes Beamtenverhältnis der 
Treuepflicht unterliegt und einer Differen- 
zierung je nach Art der dienstlichen Oblie- 

genheiten des Beamten nicht zugängÜcf1 

ist. Das Bundesverfassungsgericht hat da' 
mit die Treuepflicht für alle Beamten g|e[' 
chermaßen ausgesprochen, welche Auf" 
gaben auch immer der Beamte in seiner 
Dienststellung wahrnimmt. 

In der öffentlichen Diskussion über die 
Gesetzesvorlage ist der Entwurf von prak' 
tisch allen Verfassungsrechtlern und 
Fachleuten, die sich hierzu geäußert ha' 
ben, abgelehnt worden. Der Gesetzent- 
wurf schafft Mißtrauen und Rechtsunsi' 
cherheit und verlagert die Verantwortung 
ausschließlich auf die Beamten, die die 
Personalentscheidung zu treffen haben 
und die Gerichte, die diese Entscheidung 
zu überprüfen haben. 

Nach welchen Gesichtspunkten sollen sie 
entscheiden, ob ein Diziplinarverfahren 
durchzuführen ist, wenn der Gesetzgebef 
sagt: „Ein Dienstvergehen ist anzuneh' 
men, wenn das außerdienstliche Verhau 
ten ... nicht hingenommen werden kann- < 

Dieser Gesetzentwurf stellt ein Stück des 
Weges dar, der die Bundesrepublik 
Deutschland vom Verfassungsgrundsatz 
der streitbaren Demokratie wegführen 
würde. 

Ausgerechnet der für das Verfassungs- 
recht zuständige Bundesminister bereite1 

diesen Weg und handelt zusammen mit 
der Bundesregierung gegen diese Grund- 
entscheidung unserer Verfassung. Dieser 
Weg führt in eine wertfreie oder wenig' 
stens wertrelativierte Demokratie, und das 
wäre der Weg zurück nach Weimar. 


